
     

   Gemeinde Simmerath 
18. Änderung Bebauungsplan Nr. 109 B in Kombination mit der   

            8. Änderung Bebauungsplan Nr. 124 B  - Weidenbacher Weg -       
                 Verfahrensstand:   Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB  und  
                 Beschluss zur  Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 

 18 . Änderung BP Nr. 109B  + 8. Änderung BP Nr. 124 B  - Weidenbacher Weg -                    Seite  5 - 32 
    
 

4. Planzeichenerklärung 
 

    
                      
    (Quelle: KRINGS ARCHITEKTUR+STADTPLANUNG)               
 



     

   Gemeinde Simmerath 
18. Änderung Bebauungsplan Nr. 109 B in Kombination mit der   

            8. Änderung Bebauungsplan Nr. 124 B  - Weidenbacher Weg -       
                 Verfahrensstand:   Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB  und  
                 Beschluss zur  Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 

 18 . Änderung BP Nr. 109B  + 8. Änderung BP Nr. 124 B  - Weidenbacher Weg -                    Seite  6 - 32 
    
 

5. Textliche Festsetzungen 
A. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB) 
 
      1. Art der baulichen Nutzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
          Urbanes Gebiet (§ 6a Bau NVO) 
          Zulässige Arten von Nutzungen: 

 Wohngebäude, 
 Geschäfts- und Bürogebäude, 
 sonstige  Gewerbebetriebe, 
 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 
  

          Unzulässige Arten von Nutzungen: 
 Die ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten, 
 Die ausnahmsweise zulässigen Tankstellen, 
 Die allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 
 
   2. Maß der baulichen Nutzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
   2.1 Höhen baulicher Anlagen (gem. § 18 Bau NVO) 
         Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Zahl der Vollgeschosse und durch die  
         Oberkante der Trauf- und Firsthöhen als Höchstmaß über natürlichen NHN-Höhen  
         festgesetzt. Bezugshöhe ist die mittlere Geländehöhe an der geplanten Außenwand  
         gemittelt über NHN auf dem jeweiligen Baugrundstück. 
         Als Oberkante Traufe gilt die Schnittlinie der Außenfläche der Außenwand mit der   
         Oberkante Dachhaut. Untergeordnete Bauteile sind von dieser Regelung ausgenommen. 
 
  3. Stellplätze, Carports und Garagen 
      Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen sind Garagen nur zulässig, wenn zwischen   
      der Straßenbegrenzungslinie der Verkehrsfläche und den Garagen bzw. Carports ein  
      Abstand von mindestens 5.00 m eingehalten wird. 

 
  4. Arten- und Pflanzenschutzrechtliche Festsetzungen 
      Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu  
            verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu   
            beschädigen oder zu zerstören, 

 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten, 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  
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3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

 
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen 

aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.  
 

 
  5. Grünordnerische Festsetzungen 
      5.1 Anpflanzen von Schnitthecken 
      Entsprechend der zeichnerischen Darstellung sind entlang der Straßenverkehrsflächen   
      Rotbuchenschnitthecken in einer Höhe von mindestens 1.00 m über natürlichem Gelände  
      anzupflanzen, zu pflegen und bei Abgang in der darauffolgenden Pflanzperiode zu  
      ersetzen. 
      Unterbrechungen für Einfahrten und Zuwegungen sind innerhalb des MU insgesamt  
      zweimal je Grundstück bis zu einer  jeweiligen maximalen Breite von 4.00 m zulässig. 
      Bei der Ausführung und Pflege der Bepflanzung muss sichergestellt sein, dass die  
      Grundstücksgrenzen nicht überschritten werden. 
 
      Qualität: Fagus sylvatica, 60  80 cm, 3  4 Pflanzen je lfdm., ohne Ballen. 

 
      5.2 Erhalt eines Obstbaumes 
      Der im Plangebiet zeichnerisch gekennzeichnete Obstbaum ist zu erhalten, zu pflegen  
      und bei Abgang in der darauffolgenden Pflanzperiode zu ersetzen. Insbesondere ist bei   
      allen Baumaßnahmen und späteren Versiegelungen der Kronentraufbereich von jeglicher  
      Versiegelung oder Ablagerungen frei zu halten. 
 
 
B. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 89 BauO NRW) 
      1. Dachgestaltung 
          1. Zulässig sind Satteldächer, Walmdächer, Pultdächer und Zeltdächer. Die Dachneigung  
             der Hauptgebäude beträgt 25° - 45°, für Pultdächer 15° - 45°. 
         2. Flachdächer sind nur zulässig für untergeordnete Bauteile bis zu einem  
             Grundflächenanteil bis maximal 30 %. 
         3. Die Farbe der Bedachungen bei geneigten Dachformen ist ausschließlich in den  

 Farbtönen grau, schwarz oder anthrazit zu wählen. Glasierte Dacheindeckungen sind      
 mit Ausnahme von mattglasierten Eindeckungen unzulässig. 

   4. Anlagen zur aktiven Sonnenenergienutzung in Form von Solarkollektoren/Solarthermie  
 sind gestattet. 

         5. Im Rahmen der Bauantragstellung ist eine Bemusterung der Dacheindeckung  
 beizubringen. 
 

      2. Steingärten 
          Sämtliche Vorgarten- und Grünflächen außerhalb der befestigten Wege-, Terrassen- und  
          Stellplätze sind als Vegetationsflächen anzulegen. Steingärten sind unzulässig. Der  
          versiegelte Anteil in dem Vegetationsbereich darf 15 % nicht überschreiten. 
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C. Hinweise 
  1. Bodendenkmale 

          Konkrete Hinweise auf Bodendenkmäler liegen für das Plangebiet nicht vor. Diese sind  
          jedoch nicht auszuschließen. Deshalb ist gem. §§ 15 und 16 DSchG NRW beim  
          Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde die Gemeinde als Untere 

Denkmalbehörde oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle  
Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425-9039-0, Fax: 02425-9039- 
199, unverzüglich zu informieren. 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung  

          des Rheinischen Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist  
          abzuwarten. 
 

  2. Gewässerschutz 
Alle anfallenden Schmutzwässer sind der öffentlichen Kanalisation zuzuleiten. 
Es ist mittels eines geohydrologischen Gutachtens zu prüfen ob die Niederschlagswässer 
schadlos in den Untergrund abgeleitet werden können. Sollte das nicht der Fall sein sind 
diese in den Mischwasserkanal abzuleiten. Der Nachweis ist bei Bauantragstellung zu 
führen. 
Dauerhafte Hausdrainagen dürfen nicht betrieben werden. Keller und Gründungen         
müssen entsprechend der Grund- und Schichtenwasserverhältnisse geplant und        

          ausgeführt werden. 
          Für thermische Nutzungen (z.B. Wärmepumpen und Ähnliches) des Erdbereiches oder       
          des Grundwassers ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Unteren Wasser-  
          behörde der Städteregion Aachen zu  beantragen. 
 
      3. Geologie 
          Gemäß der Technischen Baubestimmungen des Landes NRW ist bei der Planung und  
          Bemessung üblicher Hochbauten die DIN 4149:2005-  
           
          Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der BRD  Nordrhein-Westfalen,  
           
          zuzuordnen. 
          Die DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch Teile 1,  
          1/NA und 5 des Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch  
          bislang bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149  
          abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier  
           
           
          Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN  
          4149::2005 bzw. Bedeutungsklassen der relevanten Teile von DIN 1998 und der jeweils  
          entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich hingewiesen. 
          Die aufgeführten Normen können im Bauamt der Gemeinde Simmerath, Rathaus-  
          Nebengebäude, 52152 Simmerath während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
 
      4. Bodenschutz 
          Beim Auf- und Einbringen oder der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht  
          sowie beim Um- und Zwischenlagern von Materialien sind die Anforderungen der DIN  
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          19639, DIN 19731 und DIN 18915 zu beachten (§ 6 Abs. 9 der Bundes-Bodenschutz  
          und Altlastenverordnung).   
   
          Umgang mit Mutterboden nach § 202 BauGB: 
          Gemäß § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) und gemäß DIN 18915   
          (Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke) ist humoser belebter Boden von   
          Bau- und  Betriebsflächen gesondert abzutragen, zu sichern und bis zur späteren       
          Wiederverwendung zu lagern, und als kulturfähiges Material wieder aufzubringen   
          vorzugsweise auf der Fläche der Entnahme als Rekultivierungsmaßnahme.  
          Bodenverdichtungen und Gefügeschädigungen sind bei Umlagerungsarbeiten zu  
          vermeiden. 
 
          Umgang mit Bodenaushub: 
          Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen  
          getrennt vom Unterboden abzutragen. Darunter liegende Schichten unterschiedlicher  
          Ausgangssubstrate sind entsprechend der Schichten zu behandeln und bei Abfuhr  
          nachweislich vorschriftsmäßig zu entsorgen. 
 
     5.  Leitungsschutz 
          Die Versorgungsanlagen der Regionetz GmbH dürfen nicht überpflanzt und nicht  
          überbaut werden. Zu den Versorgungsanlagen müssen folgende Regel-Mindestabstände    
          eingehalten werden: 

 
 Mittelspannungs- und Niederspannungsstromkabel  

sowie Signalkabel                                                               0.30 m 
 110 kV-Hochspannungsstromkabel                                    1.00 m 
 Gas- und Wasserrohrleitungen DN < 300                           0.50 m  
 Gas- und Wasserrohrleitungen DN > 300                           0.80 m  
 Fernwärmerohrleitungen                                                     0.50 m 

 
           Der seitliche Abstand zwischen geplanten Baumstandorten und den  
          Versorgungsanlagen der Regionetz GmbH sollte  um auf Schutzmaßnahmen generell  
          verzichten zu können  mehr als 2.50 m betragen. Er darf grundsätzlich 1. 00 m nicht  
          unterschreiten. Falls die vorstehend genannten Mindestabstände zu den  
          Versorgungsanlagen der Regionetz GmbH ausnahmsweise einmal nicht eingehalten  
          werden können, ist eine besondere Abstimmung mit den Anlagenverantwortlichen  
          durchzuführen. Bei Baumpflanzungen in der Nähe von Versorgungsleitungen ist  
          unmittelbar vor der Pflanzung die zuständige Fachabteilung der Regionetz GmbH zu  
          benachrichtigen, damit eventuell notwendige Schutzmaßnahmen vorab abgestimmt  
          werden können. 
          Bei Baugruben, deren Sohle unter dem Niveau der Versorgungsleitungen liegt, ist    
          zwischen der Grabenwand und den Versorgungsleitungen ein ausreichend seitlicher  
          Abstand einzuhalten, so dass eine Gefährdung der Anlagen der Regionetz GmbH   
          ausgeschlossen werden kann. Es ist besondere Sorgfalt auf den Grabenverbau und die   
          Verfüllung zu legen, um ein Nachsacken des Bodens und daraus resultierend einen   
          Bruch der Versorgungsleitungen zu vermeiden. Das Bauverfahren ist so zu wählen,  
          dass die vorhandenen Versorgungsanlagen nicht durch äußere Einwirkungen, z.B.  
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          Erschütterungen, Setzungen, Lasten usw. beschädigt werden. In Leitungsnähe und in   
          Kreuzungsbereichen ist Handschachtung erforderlich: das ausführende Tiefbau-  
          unternehmen wird gebeten, vor Baubeginn aktuelle Planunterlagen bei der Regionetz  
          einzuholen. 
 

6. Kriminalprävention 
          Es wird auf das Beratungsangebot der Polizei zur baulichen Kriminalprävention im  
          Rahmen der Bauantragstellung hingewiesen. Eine Terminabsprache unter der  
          Telefonnummer der Polizeilichen Beratungsstelle KK KP/O  
          Kriminalprävention/Opferschutz - unter. 0241 / 9577-34401 ist erforderlich. 
 
     7.  Fluglärm 
          Das Plangebiet befindet sich im Bereich eines militärischen Fluggebietes. 
          Hier ist mit Lärm-/ und Abgasimmissionen zu rechnen. Es  wird darauf hingewiesen,   
              dass spätere Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr nicht anerkannt werden  
          können. 
   

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


